
vom Zustand des gesamten Abbaues nicht überzeugt 
hat. Dazu war er jedoch verpflichtet. Nach jedem 
Schießen wird erfahrungsgemäß die Firste gelockert, 
so daß bereits vom Zugang her die Sicherheit der Ab­
baubesatzung nicht mehr gewährleistet ist. Deshalb ist 
es unbedingt erforderlich, nach jedem Schießen bei der 
ersten belegten Schicht die Firste ordnungsgemäß vom 
Zugang her zu beräumen und gegebenenfalls durch 
Stempel abzusichern. Hätte der Angeklagte diese unbe­
dingt notwendigen Maßnahmen eingeleitet — wozu er 
auf Grund seiner Funktion und unter Berücksichtigung 
der konkreten Situation im Abbau 15 verpflichtet 
gewesen wäre —, so hätte der Unfall vom 25. März 
1963 vermieden werden können. Uber die sicherheits­
widrige Beschaffenheit des Abbaues 15 zum Zeitpunkt 
des Unfalles gibt die Tatsache Aufschluß, daß vor Be­
ginn der Bergungsarbeiten vom Rettungskommando 
insgesamt etwa 15 t Gestein aus der Firste beräumt und 
ein Ausbau eingebracht werden mußte. Daraus ergibt 
sich zwingend, daß bereits nach dem ersten Schießen der 
Zustand der Firste nicht als sicher gelten konnte.
Die genannten pflichtwidrigen Unterlassungen des 
Angeklagten Lu. waren demzufolge mit ursächlich für 
den am 25. März eingetretenen Unfall. Daran ändert 
auch die Tatsache nichts, daß sich die Abbaubesatzung 
leichtfertig verhalten hat.
Unter Berücksichtigung der hinsichtlich des Angeklag­
ten Lu. genannten Umstände trifft auch den Angeklag­
ten W. ein Verschulden am Unfall. Im Gegensatz zum 
Angeklagten Lu. hat er den Abbau auch nach dem 
letzten Schießen, und zwar kurze Zeit vor dem Unfall, 
betreten. Dabei hat er erkannt, daß von dem an der 
Firste des Südweststoßes hängenden Brocken eine 
Gefahr ausging. Mithin war er nach § 47 EStBV ver­
pflichtet, die Gebirgsschicht, die sich abzusetzen drohte, 
hereinzugewinnen oder sie gegen das Hereinbrechen 
abzusichern. Da sich der Angeklagte entschlossen hatte, 
den Brocken nicht sofort, sondern zu einem späteren 
Zeitpunkt gemeinsam mit dem Angeklagten Lu. von 
der Firste zu lösen, wäre es seine Pflicht gewesen, der 
Abbaubesatzung insbesondere das Betreten des gefähr­
deten Abbauteiles strengstens zu untersagen. Dazu 
bedurfte es einer klaren und jeden Zweifel ausschlie­
ßenden Weisung. Seine Äußerung gegenüber den Berg­
arbeitern: „Schluß damit — beräumt jetzt von vorn!“ — 
womit lediglich gesagt war, daß die Arbeiten an diesem 
Gesteinsbrocken beendet und an anderer Stelle fort­
geführt werden sollten — wird dieser Forderung nicht 
gerecht. Aus einer solchen Weisung geht weder die 
ernste Warnung vor der insbesondere von dieser Stelle 
des Abbaues ausgehenden Gefahr noch das strikte Ver­
bot für die Abbaubesatzung hervor, bis zur Beseitigung 
der Gefahr diese Stelle nicht mehr zu betreten.
Die mit der Tätigkeit im Untertagebau verbundene 
erhöhte Gefährdung der Sicherheit erfordert es im 
besonderen Maße, daß sich die Weisungen der Len­
kungskräfte nicht nur auf den technischen und organi­
satorischen Ablauf der Arbeiten beziehen, sondern 
gleichzeitig die bei der Durchführung dieser Arbeiten 
zu beachtenden Sicherheitsmaßnahmen umfassen. Die­
sen Erfordernissen trägt die gegenwärtige, in Auswer­
tung des Unfalles vom 25. März 1963 getroffene Rege­
lung Rechnung, wonach jede Arbeitsanweisung 
schriftlich erteilt wird und sich gleichzeitig auf die 
Einhaltung der in Betracht kommenden Arbeitsschutz­
bestimmungen beziehen muß.
Das pflichtwidrige Handeln des Angeklagten ist somit 
ebenfalls mit ursächlich für den Unfall und seine 
schweren Folgen. Der Angeklagte W. ist somit der 
fahrlässigen Tötung nach § 222 StGB und der fahr­
lässigen Körperverletzung nach § 230 StGB schuldig. 
Aus den bereits angeführten Gründen waren die Be­
rufungen der Angeklagten Bö. und B. zurückzuweisen.

Darüber hinaus konnte dem Protest hinsichtlich des 
Angeklagten Bö. nicht gefolgt werden. Dieser Ange­
klagte hat sich zwar erheblicher Pflichtverletzungen 
schuldig gemacht; diese stehen jedoch in keinem ursäch­
lichen Zusammenhang mit dem Unfall im Abbau 15. 
Bezüglich des Angeklagten W. konnte der Protest hin­
sichtlich Strafart und -höhe ebenfalls keinen Erfolg 
haben. Es darf nicht übersehen werden, daß der Ange­
klagte W., der jahrelang im Übertagebau eine gute 
Ax-beit geleistet hat, erst wenige Wochen als Steiger 
untertage tätig wax-, ohne die für seine Funktion erfor­
derliche Qualifikation zu besitzen. In dieser relativ 
kurzen Zeit war es ihm nicht möglich, die volle Trag­
weite der von ihm und den Mitangeklagten begange­
nen Pflichtverletzungen, soweit sie seinen Verantwor­
tungsbereich betrafen, zu überblicken. Das kann ihn 
zwar nicht von seiner strafrechtlichen Verantwortlich­
keit befreien, muß jedoch gleichwohl bei der Beurtei­
lung des Grades der Schuld Berücksichtigung finden. 
Dieser Umstand sowie das Verhalten des Angeklagten 
vor und nach Begehung der Tat rechtfertigen die An­
wendung des § 1 StEG.
Hinsichtlich der Angeklagten L. und Lu. war bei der 
Strafzumessung zu berücksichtigen, daß sie entgegen 
der vom Bezirksgericht vertretenen Auffassung der 
fahrlässigen Tötung und der fahrlässigen Körperver­
letzung schuldig sind und sämtliche durch diese Ange­
klagten begangenen Pflichtverletzungen nach § 14 der 
Verordnung über die Oberste Bergbehörde beurteilt 
werden müssen. Sie haben die sich aus ihrer verant­
wortungsvollen Funktion als Sicherheitsinspektor bzw. 
Fahrsteiger ergebende Pflicht in grober Weise verletzt. 
Unter weiterer Berücksichtigung der dadurch ver­
ursachten schweren Folgen war es trotz der vom Be­
zirksgericht zutreffend festgestellten guten gesellschaft­
lichen Arbeit beider Angeklagten notwendig, gegen sie 
eine Freiheitsstrafe von zwei Jahren auszusprechen.
Zu einer Entscheidung war der Senat auf Grund der 
ausnahmsweise durchgeführten eigenen Beweisauf­
nahme gemäß § 292 Abs. 1 StPO befugt.
Die Ani'echnung der Untersuchungshaft gegenüber den 
Angeklagten L. und Du. beruht auf den §§ 295, 219 
Abs. 2 StPO, die Entscheidung über die im Rechts­
mittelverfahren entstandenen Auslagen auf § 358 StPO.

Zivilrecht
Art. 23 der Verfassung; §§ 3, 4 VO über die Inanspruch­
nahme von Grundstücken für bergbauliche Zwecke vom
6. Dezember 1951 (GBl. S. 1134); §242 BGB.
Für die Forderung, daß der Bergbaubetrieb nicht nur 
für das von ihm unmittelbar zum Bergbau in Anspruch 
genommene Land, sondern auch für das Restgrundstück 
des Eigentümers, das dieser infolge dieser Inanspruch­
nahme nicht mehr wirtschaftlich nutzen kann, eine Ge­
genleistung gewähre, ist der Rechtsweg zulässig. 
Sachlich sind für die Forderungen die Berggesetze der 
Länder nicht mehr geltendes Recht. Diese Frage ist 
vielmehr unter ergänzender Auslegung (§ 242 BGB) des 
§ 3 der Verordnung vom 6. Dezember 1951 zu beur­
teilen. Der Eigentümer hat das Restgrundstück, um 
eine derartige Vermögensbeeinträchtigung zu ver­
meiden, in eine LPG einzubringen, falls er einer solchen 
nicht schon angehört. Ist der Beitritt aber nicht mög­
lich — z. B. weil der Eigentümer arbeitsunfähig ist — 
und auch eine sonstige Übernahme des Grundstücks 
durch die LPG nicht zu erwarten, z. B. weil unbenutz­
bare und Reparaturen erfordernde Gebäude auf ihm 
stehen, so ist der Bergbaubetrieb zur Zahlung des Zeit­
wertes verpflichtet. Er ist dann berechtigt, aber nicht 
verpflichtet, sich das Eigentum an dem Grundstück 
übertragen zu lassen.
OG, Urt. vom 8. Juni 1962 — 2 Uz 8/62.
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